
Kantonsrat St.Gallen 42.19.35 

 

 

 

  

Motion SVP-Fraktion / CVP-GLP-Fraktion / FDP-Fraktion / SP-GRÜ-Fraktion: 

«Aufgabe und Rolle des Staatsekretärs klären 

 

 

Mit der Parlamentsreform im Jahr 2016, die ihren Ursprung in der Motion 42.14.01 ‹Neuorganisa-

tion der Parlamentsdienste› hatte, sind die Aufgaben für die Parlamentsdienste neu geordnet 

worden. Hierarchisch sind die Parlamentsdienste aus der Staatskanzlei ausgegliedert und dem 

Präsidium unterstellt worden. Mit der Neuordnung der Parlamentsdienste haben sich verschie-

dene Aufgaben des Staatssekretärs geändert. Folgerichtig hätte in diesem Prozess auch die 

Rolle des Staatssekretärs diskutiert, entflechtet und neu geordnet werden müssen.  

 

Mit der Wahl eines neuen Staatssekretärs bzw. einer neuen Staatssekretärin auf den 1. Juni 

2020 ist die Frage der Rolle des Staatssekretärs wieder aktuell. Mit der Wahl des neuen Staats-

sekretärs bzw. der neuen Staatssekretärin sollten die Aufgaben und die künftige Rolle klar sein. 

Im Bewusstsein, dass bis zum Antritt des neuen Staatssekretärs bzw. der neuen Staatssekretärin 

die offenen Fragen nicht geklärt werden können, soll zumindest den Bewerberinnen und Bewer-

bern bewusst sein, dass das Parlament die Rolle des Staatssekretärs neu definieren möchte. Im 

Zusammenhang mit einer rechtlichen Neuordnung der Rolle des Staatssekretärs soll auch geklärt 

werden, ob das bisherige Kooperationsmodell eine klare Trennung der Aufgaben des Staatssek-

retärs zulässt oder allenfalls ein Wechsel zum sog. Trennmodell vorzusehen ist. 

 

Die Rolle des Staatssekretärs ist im Staatsverwaltungsgesetz (sGS 140.1; abgekürzt StVG) wie 

auch im Geschäftsreglement des Kantonsrates (sGS 131.11; abgekürzt GeschKR) definiert. 

Gleichzeitig regelt die Kantonsverfassung (sGS 111.1; abgekürzt KV) in Art. 64 die Wahlzustän-

digkeit für den Staatssekretär. Mit der Klärung der Rolle des Staatssekretärs sind deshalb ver-

schiedene rechtliche Anpassungen nötig. Wenn der Kantonsrat diese Anpassung vorzunehmen 

gedenkt, ist die Umsetzung bis spätestens zu Beginn der Amtsdauer 2024/2028 vorzusehen. 

 

Das Präsidium wird eingeladen, einen Entwurf zu vorzulegen, der die künftige Rolle des Staats-

sekretärs regelt. Dabei soll auch die Frage der Gewaltenteilung von Parlament und Regierung 

und die Grundsatzfrage zum Kooperations- oder Trennmodell geklärt werden.»  

 

 

18. September 2019 SVP-Fraktion 

 CVP-GLP-Fraktion 

 FDP-Fraktion 

 SP-GRÜ-Fraktion 
 


	%Title%

